
 
 

 

 

 
VfGH: Vereinigung zur Österreichischen Ge-
sundheitskasse und paritätische Zusammenset-
zung der Organe verfassungskonform 
 
Übertragung der Sozialversicherungsprüfung an Abgabenbe-
hörden des Bundes sowie Bestimmungen über Eignungstest 
werden aufgehoben. Reparaturfrist für Sozialversicherungs-
prüfung bis 1. Juli 2020 
 
Der Verfassungsgerichtshof bestätigt in seiner heute verkün-
deten Entscheidung die im Rahmen der Sozialversicherungs-
Organisationsreform erlassenen Bestimmungen über die Fusi-
on der Gebietskrankenkassen zur Österreichischen Gesund-
heitskasse als verfassungskonform. Auch die paritätische Zu-
sammensetzung der Organe der Österreichischen Gesund-
heitskasse, der Allgemeinen Unfallversicherungsanstalt und 
der Pensionsversicherungsanstalt aus Vertretern der Dienst-
nehmer und der Dienstgeber sowie die Auflösung der Betriebs-
krankenkassen werden vom Verfassungsgerichtshof als nicht 
verfassungswidrig erkannt. 
 
In einigen Aspekten der Reform stellte der VfGH Verfassungs-
widrigkeiten fest. Verfassungswidrig sind u. a. die Bestimmun-
gen über die Übertragung der Sozialversicherungsprüfung an 
die Abgabenbehörden des Bundes sowie die Bestimmungen 
über den Eignungstest für die in die Organe der Sozialversiche-
rungsträger zu entsendenden Vertreter der Dienstnehmer und 
der Dienstgeber. 
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Folgende Bestimmungen sind NICHT verfassungswidrig: 
 
• die Bestimmungen über die Vereinigung der Gebietskran-

kenkassen zur Österreichischen Gesundheitskasse; 
• die Bestimmungen über die paritätische Zusammensetzung 

der Organe der Österreichischen Gesundheitskasse, der All-
gemeinen Unfallversicherungsanstalt sowie der Pensions-
versicherungsanstalt aus Vertretern der Dienstnehmer und 
der Dienstgeber; 

• die Auflösung der Betriebskrankenkassen; 
• die Bestimmungen über die Abgeltung der Aufwendungen 

für arbeitslose Versicherte, die während ihres Dienstver-
hältnisses bei der Versicherungsanstalt öffentlich Bediens-
teter versichert waren; 

• die Übertragung von Abteilungen und die Zuweisung von 
Bediensteten des Hauptverbandes der Sozialversicherungs-
träger an die Österreichische Gesundheitskasse; 

• die Bestimmung, wonach sich die staatliche Aufsicht bei den 
Sozialversicherungsträgern auch auf die Zweckmäßigkeit 
der Verwaltungsführung erstreckt; 

• die Bestimmung, wonach der Verwaltungsrat des Sozialver-
sicherungsträgers bestimmte Geschäfte tunlichst an das Bü-
ro des Versicherungsträgers zu übertragen hat; 

• der Entfall der Kontrollversammlungen bei den Sozialversi-
cherungsträgern; 

• die Bestimmungen über die Zusammensetzung der Konfe-
renz der Sozialversicherungsträger bei deren Dachverband. 

 
Folgende Bestimmungen werden als verfassungswidrig auf-
gehoben: 
 
• die Bestimmungen über den Eignungstest für die in die Or-

gane der Sozialversicherungsträger zu entsendenden Ver-
treter der Dienstnehmer und der Dienstgeber; 

• die Bestimmungen über die staatliche Aufsicht, soweit sich 
diese auch auf Beschlüsse bezieht, deren finanzielle Auswir-
kungen ein Ausmaß von 10 Millionen Euro innerhalb eines 
Kalenderjahres oder innerhalb von fünf Kalenderjahren 
übersteigt; 

• die Übertragung der Sozialversicherungsprüfung an die Ab-
gabenbehörden des Bundes; 

• die Bestimmung, wonach die Aufsichtsbehörde die Be-
schlussfassung von Sozialversicherungsorganen zu be-
stimmten Tagesordnungspunkten vertagen lassen kann; 

• die Bestimmung, wonach die Hauptversammlung und der 
Verwaltungsrat der Sozialversicherungsträger bei Erlassung 
ihrer Geschäftsordnung an die vom zuständigen Bundesmi-
nister erlassene Mustergeschäftsordnung gebunden sind; 

• die Bestimmung, wonach das Zielsteuerungssystem der So-
zialversicherungsträger dem Weisungsrecht des zuständi-
gen Bundesministers unterliegt; 



• die Bestimmung, wonach der zuständige Bundesminister 
bestimmte Vorbereitungsaufgaben des Dachverbandes auf 
einen oder mehrere Versicherungsträger übertragen kann; 

• die Bestimmung, wonach der Vorsitzende des Überlei-
tungsausschusses bestimmte Angelegenheiten dem zustän-
digen Bundesminister zur Entscheidung vorlegen kann, 
wenn ein Beschluss des Überleitungsausschusses nicht zu-
stande kommt; 

• die Bestimmung, wonach der Vorsitzende des Überleitungs-
ausschusses der Gruppe der Dienstgeber anzugehören hat; 

• die Bestimmung, wonach die Entsendung der Vertreter der 
Dienstnehmer in die Organe der Versicherungsanstalt öf-
fentlich Bediensteter, Eisenbahnen und Bergbau von der 
Bundesministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Kon-
sumentenschutz vorzunehmen ist. 

 
Für die Übertragung der Sozialversicherungsprüfung an die Ab-
gabenbehörden des Bundes wird eine Reparaturfrist bis 1. Juli 
2020 gesetzt. 
 
Insgesamt vierzehn Anträge auf Gesetzesprüfung beim VfGH 
 
Gegen die im Dezember 2018 verabschiedete Organisationsre-
form der österreichischen Sozialversicherung waren beim VfGH 
insgesamt vierzehn Anträge auf Gesetzesprüfung eingebracht 
worden. Antragsteller waren die SPÖ-Bundesratsfraktion; die 
Kärntner, Oberösterreichische, Steiermärkische und Tiroler 
Gebietskrankenkasse; die Betriebskrankenkassen voestalpine 
Bahnsysteme, Kapfenberg, Zeltweg und Mondi; die Arbeiter-
kammern Tirol, Vorarlberg und Wien sowie die Bundeskammer 
für Arbeiter und Angestellte; der Betriebsrat der Steiermärki-
schen Gebietskrankenkasse; der Österreichische Seniorenrat; 
das Landesgericht Linz als Arbeits- und Sozialgericht sowie 
mehrere Versicherte und schließlich 113 Dienstnehmer, die in 
die „Verwaltungskörper“ (Organe) von Sozialversicherungsträ-
gern entsendet worden sind. 
 
Die Anträge hatten sich vor allem gegen die Vereinigung der 
Gebietskrankenkassen und der Betriebskrankenkassen zur Ös-
terreichischen Gesundheitskasse, die Neugestaltung der Ver-
waltungskörper der Sozialversicherungsträger, die Einführung 
eines Eignungstests für die Mitglieder dieser Verwaltungskör-
per, die Neuregelung der staatlichen Aufsicht über die Sozial-
versicherungsträger sowie die Übertragung der Sozialversiche-
rungsprüfung an die Abgabenbehörden des Bundes gerichtet. 
Die Antragsteller hatten in diesen Neuregelungen insbesonde-
re einen Verstoß gegen die verfassungsrechtlichen Grundsätze 
der Selbstverwaltung gesehen. 
 
Die schriftliche Ausfertigung des Erkenntnisses wird den Ver-
fahrensparteien zugestellt und gleichzeitig auf der Website 
des VfGH www.vfgh.gv.at veröffentlicht werden. 

http://www.vfgh.gv.at/

